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Chlöisu Müller, 
warum willst du 
Gemeindepräsident 
von Langnau wer-
den?

Die US-amerika-
nische Historikerin 
Anne Applebaum 

hat kürzlich in einem «Bund»-Interview 
folgenden Satz geäussert: «Wer sich Sorgen 
um die Welt von heute macht, der muss in 
die Politik.» Ich mache mir Sorgen um die 
Welt von heute, und dann liegt mir Langnau 
am Herzen.

Nach der parteiinternen Nomination stand 
in der Zeitung zu lesen, die SP habe sich für 
den «roten Hund» entschieden. Bist du ein 
roter Hund?

Ich bin ein überzeugter Sozialdemokrat. 
Sozial, weil mir die soziale Wohlfahrt, ins-
besondere faire Arbeitsbedingungen, eine 
starke AHV, ein gut ausgebauter Sozialstaat 
und eine menschliche Asylpolitik am Herzen 
liegen. Wenn man dem «roter Hund» sagt, 
dann kann ich gut damit leben.

Und wie soll ein roter Hund einen wahr-
scheinlich weiterhin bürgerlich dominierten 
Gemeinderat präsidieren?

Ich bin auch ein überzeugter Demokrat: Die in 
einer Demokratie ausgehandelten Lösungen 
sind mir heilig, solange sie nicht übergeord-
netes Recht –, im Speziellen die Verfassung 
und die Menschenrechte – verletzen. Insofern 
besitze ich durchaus auch «bürgerliche» 
Tugenden.

Es ist ein Wunder, dass ich hier noch 
schreiben darf. Ich bin nicht Mitglied dieser 
Partei. Sie ist mir einfach zu wenig grün. 
Und damit meine ich nicht die Parolen, ich 
meine das Handeln. Also, bitte: Du kannst 
doch nicht den Klimawandel beklagen 
und selber fässerweise Sprit verbrennen! 
Die lieben Roten: Die karren oder fliegen 
oder saufen doch genau so in der Welt 
herum, wie die Blauen, die Gelben oder die 
Schwarzen. Der einzige Unterschied: Ihre 
Sünden haben humanitären Background.
Da lob’ ich mir den neuen Berner Stapi. 

Gruss vom 
Bosporus
Der ist mir nämlich so richtig grün ein-
gefahren. Ehrengast am Cup-Halbfinal 
der YB-Frauen im Wyler-Park. Alec von 
Graffenried. Sein Adelstitel: Die reinste 
Tarnung. Der Mann hat Bodenhaftung. 
Hüpft im Kittel ohne Krawatte zur Spiel-
feldmitte und eröffnet mit Aussenrist die 
Partie. Aussenrist! Angeradelt sei der, 
flüstern mit flunkernden Augen die YB-
Frauen. Auf einem Drahtesel von «Bern 
rollt», fabulieren sie weiter und finden, 
der alte Alex hätte das nie geschafft. 
Tschäppat wäre mit Bieri Hämpu, seinem 
Privatchauffeur, vorgefahren und hätte in 
der Pause nicht Hahnenburger getrunken, 
sondern Adelbodner mit Sprutz.   
Wenn ich aber den Bogen zu unseren 
Politikern schlage, dann werde ich nur mit 
dem Oldie warm. Anteners Credo im Dorf: 
«Gring ache u seckle». Im Ausserdorf: 
«Gring ache u strample». Der verbrennt 
höchstens im Tigersaal ein paar Tropfen 
Sprit. Seine nominierten Nachfolger haben 
da schon mehr Steine im Rucksack. Einer 
fährt mit dem Aebi-Transporter zur Sit-
zung. Toller Schlitten, aber unökologisch. 
Ein zweiter fliegt auf einer telematisch 
betriebenen Wolke. Nebulös. Der dritte 
spielt am linken Flügel. Dort stellt der 
Trainer die Verrückten auf. Und der vierte? 
Schon wieder ein Lehrer. Un-wähl-bar.
Warum machen wir es nicht wie der Boss 
vom Bosporus? Ist nicht die Präsidialde-
mokratie die Mutter aller Demokratien? 
Müsste man nicht schon längst die Ge-
meindeverfassung ein wenig ... anpassen? 
Den verdienten Präsidenten ... auf Lebzei-
ten wählen, jetzt, wo er nach der Eishalle 
auch die Sporthalle noch baut? Bräuchten 
wir nicht einen Kalifen, der uns lenkt und 
für uns denkt? Der die Armen beschenkt, 
die Zügellosigkeit beschränkt, die Feinde 
der Revolution  erh ... ? 
Nein. Wir brauchen die Neuen. Denn Wahl 
heisst Auswahl. Wir brauchen die Velogrü-
nen links und die Apfelgrünen rechts, die 
Weinroten und die Rosaroten, die Gelben 
und die Blauen. Sie garantieren Freiheit. 
Sie garantieren, dass ich schreiben darf. 
Danke, Demokratie.

Andreas Aebi
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KANTONALE VOLKSABSTIMMUNG VOM 21. MAI 2017

JA zum Asylsozialhilfe-Kredit
Der Kanton Bern betreut die unbegleiteten 
minderjährigen Asylsuchenden fortschrittlicher 
als andere Kantone. Basierend auf der UNO-
Kinderrechtskonvention bietet er ihnen eine spe-
zialisierte Unterbringung und Betreuung. Die vom 
Bund bezahlte Pauschale reicht jedoch nicht aus. 
Deshalb braucht es einen Asylsozialhilfe-Kredit.

Aber SVP, Junge SVP und EDU sind gegen diesen 
105-Millionen-Kredit und haben das Referendum 
dagegen ergriffen. Darum gelangt er am 21. Mai 
zur Abstimmung. Auf der Homepage der Polizei- 
und Militärdirektion des Kantons Bern (POM) ist 
Folgendes zu lesen: «Momentan sind im Kanton 
Bern 340 Plätze für unbegleitete minderjährige Asyl-
suchende (UMA) in den UMA-Zentren in Langnau, 
Huttwil, Belp, Täuffelen, Beatenberg, Unterseen 
und Grindelwald bestimmt.» Mit der Betreuung der 
UMA hat der Kanton die Zentrum Bäregg GmbH 
betraut. Diese bietet gemäss eigenen Angaben 
«bedarfsgerechte Wohn- und Betreuungsformen 
an und stellt auch korrespondierende Bildungs-, 
Integrations-, Gesundheits- und Freizeitangebote 
sicher. Ziel ist es, das Wohl der zugewiesenen Kinder 
und Jugendlichen sicherzustellen und ihnen eine 
gesunde Entwicklung zu ermöglichen.»

Altersgerechte Begleitung und Unterbringung

Aktuell wohnen 458 UMA im Kanton Bern. Die 
Kinder haben teils einschneidende Kriegs-, Flucht- 
und Verlusterfahrungen gemacht. A.A. aus Somalia 
beispielsweise musste zuschauen, wie sein Vater im 

Krieg umgebracht wurde. Oder Y.S. aus Syrien hat 
kürzlich erfahren, dass fünf seiner besten Schul-
freunde bei einem Luftangriff ums Leben gekom-
men sind. Neben einer kindergerechten Begleitung 
gerade in solchen Krisensituationen ist es deshalb 
besonders zentral den Minderjährigen wieder eine 
Zukunftsperspektive zu geben. Viele der Kinder und 
Jugendlichen werden in der Schweiz bleiben. Es 
ist darum wichtig, dass sie möglichst rasch unsere 
Sprache, unsere Kultur und unsere Regeln kennen 
lernen. Mit einer frühzeitig beginnenden Integra-
tion erhöhen sich die Möglichkeiten der Betrof-
fenen später ein eigenständiges Leben zu führen». 
Am berufsvorbereitenden Schuljahr in Langnau 
werden aktuell drei Integrationsklassen geführt, 
im neuen Schuljahr werden es wohl sogar deren 
vier sein. Die grosse Mehrheit der Lernenden sind 
UMA, hauptsächlich stammen sie aus Eritrea, Syrien 
und Afghanistan. Das Ziel dieser Integrationsklassen 
besteht darin, die jungen Menschen in zwei Jahren 
so weit zu bringen, dass sie den Einstieg in eine 
Vorlehre oder in eine Attestausbildung finden. Nur 
die wenigsten schaffen es direkt in eine EFZ-Lehre.
Ein überparteiliches Komitee bestehend aus Grü-
nen, BDP, GLP, EVP, SP und FDP befürwortet den 
Kredit für die Asylsozialhilfe. Der Kredit garantiert 
die Weiterführung der altersgerechten Begleitung 
und Unterbringung von unbegleiteten minderjäh-
rigen Flüchtlingen. Bei einer Ablehnung des Kredits 
würden die Kosten bestenfalls verschoben oder gar 
steigen, warnt das Komitee.

Beschluss des Grossen Rates betreffend den Kredit für die Asyl sozialhilfe 2016 – 2019

Die vielen Absagen von angefragten SP-
KollegInnen für die Kandidatur im Grossen 
Gemeinderat machen mich betroffen. Na-
türlich sind die demokratischen Prozesse 
mühsam, wenn wir aber diese demokratische 
Basisarbeit auf Gemeinde-, Kantons- und Bun-
desebene abtun als satt und angepasst und zu 
wenig radikal, dann überlassen wir das Feld 
den anderen Parteien, die nicht unbedingt in 
unserem Sinne regieren. 

In der Gemeindepolitik wird keine Weltpolitik 
gemacht, die immer etwas spektakulärer und 
vielleicht radikaler ist. Unsere Gemeinderäte 
«käsen» um ein lebenswertes Langnau und 
davon profitieren auch wir, sie erhalten da-
für selten Lorbeeren. Enttäuschungen und 
Misserfolge sind vorprogrammiert, für die 
eigene Haltung kämpfen, im Überstimmtwer-
den aber Fairness zeigen und ein guter Verlie-
rer zu sein, das ist manchmal schwierig! Dafür 
braucht’s sportliche Qualitäten. Die Wähler 

Wie sieht es mit deiner Führungserfahrung aus?

In meiner langjährigen beruflichen und po-
litischen Tätigkeit habe ich bewiesen, dass 
ich Verhandlungsgeschick habe sowie ge-
sprächs- und kompromissbereit bin. Beruflich 
zum Beispiel als Gewerkschaftssekretär in 
Gesamtarbeitsvertrags- und Lohnverhand-
lungen mit grossen Lebensmittelbetrieben 
(fenaco, HACO, Kraft Foods, Nestlé oder 
Wander). Geführt habe ich aber auch als 
Schulleiter am BVS Burgdorf, als Präsident 
des Grossen Gemeinderats und als Präsident 
der Geschäftsprüfungskommission oder als 
Präsident des Grossen Gemeinderates

Wie wird dein Wahlkampf aussehen? Und 
wie willst du ihn finanzieren?

Mein Wahlkampf wird geprägt sein von 
sozialdemokratischen Überzeugungen und 
Inhalten, aufgehängt an fünf zentralen The-
men: Integration, Bildung, Bauen, Verkehr 
und Kultur. Am 1. Mai startet auf Wemakeit 
meine Crowdfunding-Aktion. Das Ziel be-
steht darin, bis Mitte Juni 10‘000 Franken an 
Wahlspenden zusammen zu tragen. Beträge 
ab 50 Franken werden mit einem Langnauer 
Spezialbier inkl. Spezialetikette belohnt, ab 
100 Franken gibt es eine Flasche roten Bie-
lerseewein inkl. Spezialetikette.

Hast du eine eigene Homepage?

Ebenfalls bis am 1. Mai sollte www.niklaus-
mueller.ch bereit stehen. Zudem bin ich ein 
ziemlich aktiver Facebook-User.

Dürfen wir auch mit queren Ideen rechnen?

Das hoffe ich doch. Gerne möchte ich Lidl 

davon überzeugen, das geplante Verkaufsge-
schäft in der bestehenden Tuchfabrik Zürcher 
zu bauen. Was Burgdorf recht ist (Erhalten 
der Shed-Dächer neben dem coop Schüt-
zenmatte), muss Langnau billig sein. Und mit 
dem Erstellen einer Fussgängerüberführung 
an die untere Hansenstrasse könnte sich der 
Discounter viel Goodwill verschaffen.

Was noch?

Hiermit fordere ich meine drei Mitkonkur-
renten aus SVP, BDP und EVP zu einer Art 
modernem Emmentaler Vierkampf heraus. 
Wählen und politisieren kann nämlich durch-
aus lustvoll sein und Freude bereiten. Der 
Vierkampf soll aus einem Eishockeyspiel (an 
einem Septembersonntag in der Ilfishalle), 
Hornussen, Jassen (Partnerschieber im Rah-
men des Kultursommers) und Schwingen 
(ein Hoselupf in der Schwinghalle) bestehen.

Was versprichst du dir von dieser Aktion?

Die Wählerinnen und Wähler müssten sich 
nicht ausschliesslich auf die Parolen in den 
Inseraten und Wahlprospekten verlassen. Sie 
hätten vielmehr Gelegenheit, sich vor Ort ein 
Bild der geistigen und körperlichen Fitness der 
Kandidaten zu machen.

Wie schätzt du deine Wahlchancen ein?

Wenn ich mir keine Chancen ausrechnen wür-
de, wäre ich sicher nicht angetreten. Favorit 
für den ersten Wahlgang ist für mich aber 
Walter Sutter, gefolgt von Thomas Gerber 
und mir. In einem zweiten Wahlgang hätte 
ich wohl nur mit der Unterstützung durch die 
BDP eine Chance.

! Ich will mich für die SP engagieren
! Ich will für den GGR zu kandidieren
! Ich will in einer Kommission mitarbeiten

Unsere Langnauer SP braucht mutige Genossen!
meinen dann oft, nicht gehört und vertreten 
zu werden und wenden sich ab, wichtig wäre 
aber unsere Unterstützung, damit sie Lust 
haben, mit Herzblut weiter zu kämpfen.

Vielleicht gab’s ja in den letzten Jahren schwer 
verdauliche Fehlentscheide, zumindest hat 
aber jeder jetzt die Möglichkeit, sich zur Wahl 
zu stellen und es dann besser zu machen. 
Wir sind etwas bequem geworden – und da 
nehme ich mich nicht aus. Uns geht‘s zu gut! 
Es gäbe aber so viele Probleme und Themen, 
für die sich lohnen würde zu kämpfen und sich 
stark zu machen! Darum bitte ich Dich, melde 
Dich bei Verena Gertsch für eine Kandidatur 
im Grossen Gemeinderat und sammle im 
Herbst Stimmen für ein soziales und lebens-
wertes Langnau! 

Wenn’s nötig ist, werde ich auch mit 76 zum 
5. Mal das SP-Listenende schmücken.

Name

Vorname

Adresse

PLZ/Ort

Telefon

E-Mail

Einsenden an: Verena Gertsch, 
Oberstrasse 54, 3550 Langnau  Uta Wütherich Krähenbühl

RICHTIG LANGNAU

«Langnau liegt mir am Herzen.»
Müller for Presidänt (sic)

In der Schweiz leben viele Menschen, die sich 
einbürgern lassen könnten, dies aber aus ver-
schiedenen Gründen bisher nicht taten. Wer die 
politischen Rechte wahrnehmen will, sollte dies aber 
noch vor dem neuen Bürgerrechtsgesetz (2018) tun. 
Denn es bringt neue Hürden.

Schweizer/innen ohne Rechte

Wer in der Schweiz lebt, soll auch mitbestimmen 
können, was in der Schweiz passiert. Wer die glei-
chen Pflichten hat wie alle anderen, soll auch die 
gleichen Rechte haben. Doch das Schweizer Recht 
macht aus Migrant/innen Menschen zweiter Klasse. 
Auch wenn sie schon lange in der Schweiz leben 
oder gar hier geboren und aufgewachsen sind. 
Faktisch sind sie Schweizer/innen ohne Schweizer 
Pass und deshalb ohne volle politische Rechte. In 
den letzten Jahren hat sich auch ihre rechtliche Lage 
verschlechtert, zum Beispiel mit der Umsetzung der 
Ausschaffungsinitiative. Betroffene können schon 
bei kleineren Delikten das Aufenthaltsrecht verlieren.

Fast eine Million erfüllen Bedingungen

In der Schweiz leben rund 900‘000 Menschen, 
welche die Bedingungen zur Einbürgerung erfüllen. 

Vor der Einführung des verschärften Bürgerrechtsgesetzes

Nimm deine Rechte wahr!
Rund 180‘000 sind hier geboren, rund 120‘000 
sind als Kinder oder Jugendliche in unser Land 
gekommen. Sie prägen unsere Gesellschaft und 
sind Teil der Schweiz.

Willkommenskultur fördern
Es müsste im ureigensten Interesse der Schweiz 
sein, möglichst viele dieser Menschen als mündige, 
aktive Bürgerinnen und Bürger zu gewinnen. Dazu 
aber braucht es eine Haltung der Behörden, die 
den Migrant/innen vermittelt, dass sie willkommen 
sind, zur Schweiz gehören und ihre Einbürgerung 
erwünscht ist. Die Kantone Basel Stadt, Genf und 
Waadt sind mit dem guten Beispiel vorangegangen. 
Sie haben alle ihre Einwohner/innen ohne Schweizer 
Pass eingeladen, sich einbürgern zu lassen, wenn 
sie die Voraussetzungen dazu erfüllen.

Bürgerrecht ist ein Recht, kein Privileg
Wichtig ist aber auch, dass Migrant/innen Einbür-
gerungsgesuche stellen, um dadurch ihre vollen 
politischen Rechte in Anspruch zu nehmen. Dies 
ist umso dringlicher, als ab 2018 ein neues, ver-
schärftes Bürgerrechtsgesetz neue Hürden aufstellt.

EINBÜRGERUNGSOFFENSIVE

Stefan Wüthrich, Gewerkschaft Unia

Niklaus Müller


